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25. bittet die Regierungen außerdem, die Medienan-
bieter, einschließlich der Internet-Anbieter, zu ermutigen,
Selbstkontrollmaßnahmen zu ergreifen oder zu verstärken,
um die verantwortungsbewusste Nutzung der Medien, insbe-
sondere des Internets, zu fördern, mit dem Ziel, die Ausbeu-
tung von Frauen und Kindern, insbesondere Mädchen, die
den Menschenhandel begünstigen könnte, zu unterbinden;

26. bittet die Privatwirtschaft, insbesondere die Tou-
rismus-, Reise- und Telekommunikationsindustrie, ein-
schließlich der Massenmedien-Organisationen, bei der Besei-
tigung des Handels mit Frauen und Kindern, insbesondere
Mädchen, mit den Regierungen zusammenzuarbeiten, na-
mentlich indem die Medien Informationen über die Gefahren
des Menschenhandels, die von Menschenhändlern angewand-
ten Mittel, die Rechte der Opfer des Menschenhandels und
die ihnen zur Verfügung stehenden Dienste verbreiten;

27. unterstreicht, dass nach Geschlecht und Alter auf-
geschlüsselte Daten systematisch erhoben und umfassende
Studien auf nationaler wie auf internationaler Ebene durchge-
führt und gemeinsame Methoden und international definierte
Indikatoren erarbeitet werden müssen, damit sachdienliches
und vergleichbares Zahlenmaterial gewonnen werden kann,
und ermutigt die Regierungen, ihre Kapazitäten auf dem Ge-
biet des Informationsaustauschs und der Datenerhebung aus-
zubauen, um dadurch die Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung des Problems des Menschenhandels zu fördern;

28. bittet die Regierungen, die Organe, Organisationen
und besonderen Mechanismen der Vereinten Nationen, die
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und
den Privatsektor, gemeinsame und gemeinschaftliche For-
schungsarbeiten und Studien über den Frauen- und Mädchen-
handel durchzuführen, die als Grundlage für die Politikfor-
mulierung oder eine Politikänderung dienen können;

29. bittet die Regierungen, erforderlichenfalls mit Un-
terstützung der Vereinten Nationen und anderer zwischen-
staatlicher Organisationen unter Berücksichtigung bewährter
Vorgehensweisen Ausbildungshandbücher und andere Infor-
mationsmaterialien zu erarbeiten sowie Schulungen durchzu-
führen, um Polizei-, Justiz- und andere zuständige Beamte so-
wie medizinisches Personal und Unterstützungspersonal für
die besonderen Bedürfnisse der Frauen und Mädchen unter
den Opfern zu sensibilisieren;

30. ermutigt die Regierungen, die zuständigen zwi-
schenstaatlichen Organe und internationalen Organisationen,
dafür zu sorgen, dass das in Konflikt-, Postkonflikt- und an-
deren Notsituationen eingesetzte militärische, friedenssi-
chernde und humanitäre Personal in Verhaltensweisen ge-
schult wird, die den Frauen- und Mädchenhandel, einschließ-
lich zum Zweck der sexuellen Ausbeutung, weder fördern
noch erleichtern oder ausnutzen, und diesem Personal die Ge-
fahr, dass die Opfer von Konflikten und anderen Notsituatio-
nen, einschließlich Naturkatastrophen, Opfer von Menschen-
handel werden können, stärker bewusst zu machen;

31. bittet die Vertragsstaaten des Übereinkommens
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau,
des Übereinkommens über die Rechte des Kindes und der In-

ternationalen Menschenrechtspakte102, in die Staatenberichte,
die sie dem jeweiligen Ausschuss vorlegen, auch Informatio-
nen und Statistiken über den Frauen- und Mädchenhandel
aufzunehmen und auf die Erstellung gemeinsamer Methoden
und Statistiken hinzuarbeiten, um vergleichbare Daten zu ge-
winnen;

32. bittet die Staaten, auch künftig zum Freiwilligen
Treuhandfonds der Vereinten Nationen für die Bekämpfung
der modernen Formen der Sklaverei und zum Freiwilligen
Treuhandfonds der Vereinten Nationen für Opfer des Men-
schenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels,
beizutragen;

33. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung einen Be-
richt vorzulegen, in dem die erfolgreichen Interventionsmaß-
nahmen und Strategien sowie die bestehenden Lücken bei der
Auseinandersetzung mit den geschlechtsspezifischen Dimen-
sionen des Problems des Menschenhandels aufgeführt und
Empfehlungen zur Stärkung der menschenrechtsorientierten,
geschlechtsspezifischen und altersgemäßen Ansätze im Rah-
men umfassender und ausgewogener Maßnahmen gegen den
Menschenhandel abgegeben werden.

RESOLUTION 65/191

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 21. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/449,
Ziff. 38)103.

65/191. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauen-
konferenz und volle Umsetzung der Erklärung 
und der Aktionsplattform von Beijing sowie 
der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten 
Sondertagung der Generalversammlung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser
Frage, namentlich die Resolution 64/141 vom 18. Dezember
2009,

zutiefst davon überzeugt, dass die Erklärung und die Ak-
tionsplattform von Beijing104 und die Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung „Frauen
2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das
21. Jahrhundert“105 wichtige Beiträge zur Herbeiführung der

102 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fas-
sungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl.
1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
103 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
104 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
105 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
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Gleichstellung der Geschlechter und zur Ermächtigung der
Frauen sind und von allen Staaten, dem System der Vereinten
Nationen und den sonstigen in Betracht kommenden Organi-
sationen in wirksame Maßnahmen umgesetzt werden müssen,

in Bekräftigung der auf dem Millenniums-Gipfel106, dem
Weltgipfel 2005107, der Plenartagung der Generalversamm-
lung auf hoher Ebene über die Millenniums-Entwicklungszie-
le108 und anderen großen Gipfeltreffen, Konferenzen und Son-
dertagungen der Vereinten Nationen eingegangenen Ver-
pflichtungen auf die Gleichstellung der Geschlechter und die
Förderung der Frau sowie bekräftigend, dass ihre volle, wirk-
same und beschleunigte Umsetzung unverzichtbar ist, wenn
es darum geht, die international vereinbarten Entwicklungs-
ziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, zu
erreichen,

unter Begrüßung der Fortschritte im Hinblick auf die
Gleichstellung der Geschlechter, jedoch betonend, dass bei
der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von
Beijing und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sonderta-
gung nach wie vor Herausforderungen und Hindernisse beste-
hen,

in der Erwägung, dass die Verantwortung für die Um-
setzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing
und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung in
erster Linie auf der einzelstaatlichen Ebene liegt und in dieser
Hinsicht verstärkte Anstrengungen unternommen werden
müssen, und erneut erklärend, dass eine verstärkte internatio-
nale Zusammenarbeit für die volle, wirksame und beschleu-
nigte Umsetzung unerlässlich ist,

Kenntnis nehmend von der Erklärung, die die Kommis-
sion für die Rechtsstellung der Frau anlässlich des fünfzehn-
ten Jahrestags der Vierten Weltfrauenkonferenz verabschie-
dete109,

unter Begrüßung der Arbeit, die die Kommission für die
Rechtsstellung der Frau dabei leistet, die Umsetzung der Er-
klärung und der Aktionsplattform von Beijing zu überprüfen,
und mit Anerkennung Kenntnis nehmend von allen ihren ver-
einbarten Schlussfolgerungen,

sowie unter Begrüßung der Verabschiedung der Resolu-
tion 64/289 der Generalversammlung vom 2. Juli 2010 über
die systemweite Kohärenz, insbesondere die Schaffung der
Einheit der Vereinten Nationen für Gleichstellung und Er-
mächtigung der Frauen („UN-Frauen“),

ferner unter Begrüßung der Ernennung von Frau Mi-
chelle Bachelet, der ehemaligen Präsidentin Chiles, zur Un-
tergeneralsekretärin und Leiterin von UN-Frauen,

mit Interesse der raschen, wirksamen und effizienten
Aufnahme der Tätigkeit von UN-Frauen entgegensehend,
feststellend, wie wichtig es in dieser Hinsicht ist, den künfti-
gen Strategieplan und den Haushalt rasch aufzustellen, und
betonend, dass zu diesem Zweck der Bedarf an Erstfinanzie-
rung gedeckt werden muss,

bekräftigend, dass die systematische Berücksichtigung
der Geschlechterperspektive eine weltweit akzeptierte Strate-
gie zur Förderung der Ermächtigung der Frauen und zur
Gleichstellung der Geschlechter durch die Veränderung von
Strukturen der Ungleichheit ist, sowie in Bekräftigung der
Verpflichtung, die durchgängige Integration der Geschlech-
terperspektive in die Konzeption, Durchführung, Überwa-
chung und Evaluierung von Politiken und Programmen in al-
len politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereichen aktiv
zu fördern sowie die Fähigkeiten des Systems der Vereinten
Nationen in Bezug auf die Gleichstellung der Geschlechter zu
stärken,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Bericht
des Generalsekretärs über die Integration der Geschlechter-
perspektive in alle Politiken und Programme des Systems der
Vereinten Nationen110 und betonend, wie wichtig die ständige
Integration der Geschlechterperspektive in die Arbeit und die
Aktivitäten des Menschenrechtsrats ist,

in Bekräftigung der Verpflichtungen im Zusammenhang
mit der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächti-
gung der Frauen, die in der Erklärung von Doha über Ent-
wicklungsfinanzierung: Ergebnisdokument der Internationa-
len Folgekonferenz über Entwicklungsfinanzierung zur Über-
prüfung der Umsetzung des Konsenses von Monterrey111 ein-
gegangen wurden,

eingedenk der Herausforderungen und Hindernisse, die
eine Veränderung der diskriminierenden Einstellungen und
Rollenklischees erschweren, welche die Diskriminierung von
Frauen und die stereotypen Rollen von Männern und Frauen
zementieren, und betonend, dass die Umsetzung internationa-
ler Standards und Normen zur Überwindung der Ungleichheit
zwischen Männern und Frauen nach wie vor auf Herausforde-
rungen und Hindernisse stößt,

in Bekräftigung der Verpflichtungserklärung zu
HIV/Aids112 und der auf der Tagung auf hoher Ebene über
HIV/Aids am 2. Juni 2006 verabschiedeten Politischen Erklä-
rung zu HIV/Aids113, in der unter anderem anerkannt wurde,
dass die Pandemie immer mehr Frauen betrifft,106 Siehe Resolution 55/2.

107 Siehe Resolution 60/1.
108 Siehe Resolution 65/1.
109 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2010,
Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2010/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2010/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
edec2010-232.pdf.

110 E/2010/57.
111 Resolution 63/239, Anlage.
112 Resolution S-26/2, Anlage.
113 Resolution 60/262, Anlage.
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mit dem Ausdruck der ernsthaften Besorgnis darüber,
dass das vordringliche Ziel der Geschlechterparität im Sys-
tem der Vereinten Nationen, vor allem in Führungspositio-
nen, unter voller Achtung des Grundsatzes der ausgewogenen
geografischen Verteilung im Einklang mit Artikel 101 Ab-
satz 3 der Charta der Vereinten Nationen, nach wie vor nicht
erreicht ist und dass die Vertretung von Frauen im System der
Vereinten Nationen fast unverändert geblieben ist, mit ge-
ringfügigen Verbesserungen in einigen Teilen des Systems,
wie aus dem Bericht des Generalsekretärs über die Verbesse-
rung der Situation der Frauen im System der Vereinten Natio-
nen114 hervorgeht,

in Bekräftigung der wichtigen Rolle der Frauen bei der
Verhütung und Beilegung von Konflikten sowie bei der Frie-
denskonsolidierung,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats
1325 (2000) vom 31. Oktober 2000, 1820 (2008) vom 19. Ju-
ni 2008, 1888 (2009) vom 30. September 2009 und 1889
(2009) vom 5. Oktober 2009 über Frauen und Frieden und Si-
cherheit sowie die Resolution 1882 (2009) vom 4. August
2009 über Kinder und bewaffnete Konflikte,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs über die Folgemaßnahmen zur Umset-
zung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing so-
wie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung und über die dabei erzielten Fortschrit-
te115;

2. bekräftigt die Erklärung und die Aktionsplattform
von Beijing, die auf der Vierten Weltfrauenkonferenz verab-
schiedet wurden104, die Ergebnisse der dreiundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung105 sowie die Erklä-
rung, die anlässlich der zehnjährlichen Überprüfung und Be-
wertung der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplatt-
form von Beijing auf der neunundvierzigsten Tagung der
Kommission für die Rechtsstellung der Frau verabschiedet
wurde116, und bekräftigt außerdem ihr Bekenntnis zu ihrer
vollen, wirksamen und beschleunigten Umsetzung;

3. bekräftigt außerdem die unverzichtbare Hauptrolle
der Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats
sowie die Katalysatorrolle der Kommission für die Rechts-
stellung der Frau bei der Förderung der Gleichstellung der
Geschlechter und der Ermächtigung der Frauen auf der
Grundlage der vollen Umsetzung der Erklärung und der Ak-
tionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung und bei der Förderung und Über-
wachung der systematischen Berücksichtigung der Ge-

schlechterperspektive innerhalb des Systems der Vereinten
Nationen;

4. ist sich dessen bewusst, dass zwischen der Umset-
zung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing und
der Erfüllung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten aus
dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
minierung der Frau117 im Hinblick auf die Gleichstellung der
Geschlechter und die Ermächtigung der Frauen Synergien be-
stehen, begrüßt in diesem Zusammenhang die Beiträge des
Ausschusses für die Beseitigung der Diskriminierung der
Frau zur Förderung der Umsetzung der Aktionsplattform und
der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung und
bittet die Vertragsstaaten des Übereinkommens, in ihre Be-
richte an den Ausschuss nach Artikel 18 des Übereinkom-
mens Informationen über die Maßnahmen aufzunehmen, die
zur Stärkung der Umsetzung auf nationaler Ebene ergriffen
wurden;

5. fordert die Vertragsstaaten auf, ihren Verpflich-
tungen aus dem Übereinkommen über die Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau und dem dazugehörigen
Fakultativprotokoll118 in vollem Umfang nachzukommen und
die abschließenden Bemerkungen sowie die allgemeinen
Empfehlungen des Ausschusses zu berücksichtigen, fordert
die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, die Einschränkung des
Umfangs der von ihnen eingelegten Vorbehalte gegen das
Übereinkommen zu erwägen, die Vorbehalte so genau und
eng gefasst wie möglich zu formulieren und sie regelmäßig
im Hinblick auf ihre Rücknahme zu überprüfen, um sicherzu-
stellen, dass sie mit dem Ziel und Zweck des Übereinkom-
mens nicht unvereinbar sind, fordert außerdem alle Mitglied-
staaten, die das Übereinkommen noch nicht ratifiziert haben
beziehungsweise ihm noch nicht beigetreten sind, nachdrück-
lich auf, dies zu erwägen, und fordert diejenigen Mitglied-
staaten, die das Fakultativprotokoll noch nicht unterzeichnet
oder ratifiziert haben beziehungsweise ihm noch nicht beige-
treten sind, auf, dies zu erwägen;

6. begrüßt die Schaffung der Einheit „UN-Frauen“,
in der die Mandate und Funktionen des Büros der Sonderbe-
raterin für Gleichstellungsfragen und Frauenförderung, der
Abteilung Frauenförderung, des Entwicklungsfonds der Ver-
einten Nationen für die Frau und des Internationalen For-
schungs- und Ausbildungsinstituts zur Förderung der Frau
konsolidiert werden und die zusätzlich dafür zuständig ist, die
Rechenschaftslegung des Systems der Vereinten Nationen bei
seiner Arbeit auf dem Gebiet der Gleichstellung der Ge-
schlechter und der Ermächtigung der Frauen zu leiten, zu ko-
ordinieren und zu fördern, wie nach Resolution 64/289 der
Generalversammlung festgelegt;

114 A/65/334.
115 A/65/204.
116 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
e-dec-2005-232.pdf.

117 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996
Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
118 Ebd., Vol. 2131, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2001 II S. 1237; LGBl. 2002 Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000;
AS 2009 265.



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses 

446

7. anerkennt die Rolle der Generalversammlung, des
Wirtschafts- und Sozialrats und der Kommission für die
Rechtsstellung der Frau als die mehrstufige zwischenstaatli-
che Lenkungsstruktur für die normativen Unterstützungs-
funktionen, die normative Grundorientierungen für UN-Frau-
en vorgibt;

8. anerkennt außerdem die Rolle der Generalver-
sammlung, des Wirtschafts- und Sozialrats und des Exekutiv-
rats von UN-Frauen als die mehrstufige zwischenstaatliche
Lenkungsstruktur für die operativen Tätigkeiten, die operati-
ve Grundorientierungen für UN-Frauen vorgibt;

9. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, eine
ausreichende Mittelausstattung für den Haushalt von UN-
Frauen zu gewährleisten, indem sie, wenn die Rechtsvor-
schriften und die Haushaltsansätze dies erlauben, nicht
zweckgebundene, mehrjährige, berechenbare, stabile und
nachhaltige freiwillige Beiträge leisten, um die Einheit in die
Lage zu versetzen, ihr Mandat umgehend und wirksam zu
planen und durchzuführen;

10. begrüßt die Ministererklärung zum Thema „Ver-
wirklichung der international vereinbarten Ziele und Zusagen
betreffend die Gleichstellung der Geschlechter und die Er-
mächtigung der Frauen“119, die der Wirtschafts- und Sozialrat
2010 verabschiedete;

11. schließt sich der Erklärung an, die die Kommis-
sion für die Rechtsstellung der Frau auf ihrer vierundfünfzigs-
ten Tagung anlässlich des fünfzehnten Jahrestags der Vierten
Weltfrauenkonferenz verabschiedete109;

12. ermutigt alle Akteure, unter anderem die Regie-
rungen, das System der Vereinten Nationen, die anderen in-
ternationalen Organisationen und die Zivilgesellschaft, die
Arbeit der Kommission für die Rechtsstellung der Frau weiter
zu unterstützen, damit sie ihre zentrale Rolle bei der Weiter-
verfolgung und Überprüfung der Umsetzung der Erklärung
und der Aktionsplattform von Beijing und der Ergebnisse der
dreiundzwanzigsten Sondertagung wahrnehmen kann, und
gegebenenfalls ihre Empfehlungen umzusetzen, und begrüßt
in diesem Zusammenhang das überarbeitete Arbeitspro-
gramm und die überarbeiteten Arbeitsmethoden der Kommis-
sion, die auf ihrer dreiundfünfzigsten Tagung verabschiedet
wurden120 und mit denen weiter besondere Aufmerksamkeit
auf den Austausch von Erfahrungen, gewonnenen Erkennt-
nissen und bewährten Praktiken zur Überwindung von Pro-
blemen bei der vollständigen Umsetzung auf nationaler und
internationaler Ebene sowie auf die Evaluierung der Fort-
schritte bei der Umsetzung von Schwerpunktthemen gerichtet
wird;

13. fordert die Regierungen sowie die Organe und die
zuständigen Fonds, Programme und Sonderorganisationen
des Systems der Vereinten Nationen im Rahmen ihres jewei-
ligen Mandats und die anderen internationalen und regionalen
Organisationen, einschließlich der Finanzinstitutionen, und
alle in Betracht kommenden Akteure der Zivilgesellschaft,
einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen, auf, ver-
stärkt tätig zu werden, um die volle und wirksame Umsetzung
der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie
der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung herbei-
zuführen;

14. erklärt erneut, dass die Staaten verpflichtet sind,
die nötige Sorgfalt walten zu lassen, um Gewalt gegen Frauen
und Mädchen zu verhüten, die Opfer zu schützen und diejeni-
gen, die Gewalt gegen Frauen und Mädchen verübt haben, zu
ermitteln, strafrechtlich zu verfolgen und zu bestrafen, und
dass die Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten der Opfer verletzt und deren
Genuss beeinträchtigt oder verhindert, fordert die Regierun-
gen auf, Rechtsvorschriften und Strategien auszuarbeiten und
anzuwenden, um Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu un-
terbinden, befürwortet und unterstützt es, dass Männer und
Jungen aktiv an der Verhütung und Beseitigung aller Formen
von Gewalt mitwirken, tritt für ein besseres Verständnis bei
Männern und Jungen dafür ein, wie Gewalt Mädchen, Jun-
gen, Frauen und Männer schädigt und die Gleichstellung der
Geschlechter untergräbt, ermutigt alle Akteure, sich gegen
jegliche Gewalt gegen Frauen auszusprechen, und ermutigt in
diesem Zusammenhang die Mitgliedstaaten, die laufende
Kampagne des Generalsekretärs zur Beendigung der Gewalt
gegen Frauen und die soziale Mobilisierungs- und Lobby-
plattform von UN-Frauen „Sag NEIN zu Gewalt gegen Frau-
en“ weiter zu unterstützen;

15. fordert das System der Vereinten Nationen, darun-
ter die Hauptorgane, deren Hauptausschüsse und Nebenorga-
ne, Mechanismen wie die jährliche Überprüfung auf Minis-
terebene und das Forum für Entwicklungszusammenarbeit
des Wirtschafts- und Sozialrats sowie die Fonds, Programme
und Sonderorganisationen, erneut auf, verstärkte Anstren-
gungen zu unternehmen, um in allen Fragen, mit denen sie
befasst sind, und im Rahmen ihres jeweiligen Mandats sowie
bei allen Gipfeltreffen, Konferenzen und Sondertagungen der
Vereinten Nationen und ihren Folgeprozessen, so auch bei
der Vierten Konferenz der Vereinten Nationen über die am
wenigsten entwickelten Länder im Jahr 2011, der Konferenz
der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung im
Jahr 2012 sowie der Überprüfung und Bewertung des Interna-
tionalen Aktionsplans von Madrid über das Altern, 2002, auf
der einundfünfzigsten Tagung der Kommission für soziale
Entwicklung im Jahr 2013, Geschlechterfragen auf umfassen-
de Weise systematisch zu berücksichtigen;

16. ersucht die Institutionen des Systems der Verein-
ten Nationen, die Arbeitsergebnisse der Kommission für die
Rechtsstellung der Frau systematisch in ihre mandatsmäßigen
Tätigkeiten zu integrieren, um unter anderem zu gewährleis-
ten, dass die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Gleich-
stellung der Geschlechter und zur Ermächtigung der Frauen
wirksam unterstützt werden;

119 Siehe A/65/3, Kap. III, Abschn. F, Ziff. 125. Der endgültige Wortlaut
findet sich in: Official Records of the General Assembly, Sixty-fifth
Session, Supplement No. 3.
120 Siehe Resolution 2009/15 des Wirtschafts- und Sozialrats.
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17. legt den Regierungen eindringlich nahe, die Rolle
und den Beitrag der Zivilgesellschaft, insbesondere der nicht-
staatlichen Organisationen und der Frauenorganisationen, bei
der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von
Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Son-
dertagung auch künftig zu unterstützen;

18. ersucht den Generalsekretär, in seinen der Gene-
ralversammlung und dem Wirtschafts- und Sozialrat sowie
deren Nebenorganen vorgelegten Berichten mittels einer qua-
litativen geschlechtsspezifischen Analyse, nach Geschlecht
und Alter aufgeschlüsselter Daten und, soweit vorhanden,
quantitativer Daten der Geschlechterperspektive systematisch
Rechnung zu tragen, insbesondere durch konkrete Schlussfol-
gerungen und Empfehlungen für weitere Maßnahmen zur
Gleichstellung der Geschlechter und zur Ermächtigung der
Frauen, mit dem Ziel, die Ausarbeitung einer geschlechterge-
rechten Politik zu erleichtern;

19. legt den Mitgliedstaaten nahe, gegebenenfalls mit
Unterstützung durch Institutionen der Vereinten Nationen,
einschließlich UN-Frauen, internationale und regionale Orga-
nisationen und andere maßgebliche Akteure der Stärkung der
innerstaatlichen Kapazitäten für Datenerhebung und Überwa-
chung im Hinblick auf nach Geschlecht und Alter aufge-
schlüsselte Statistiken sowie innerstaatliche Fortschrittsindi-
katoren für die Gleichstellung der Geschlechter und die Er-
mächtigung der Frauen im Wege multisektoraler Ansätze und
Partnerschaften Priorität einzuräumen;

20. fordert alle Teile des Systems der Vereinten Natio-
nen auf, sich auch weiterhin aktiv für die volle, wirksame und
beschleunigte Umsetzung der Erklärung und der Aktions-
plattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwan-
zigsten Sondertagung einzusetzen, unter anderem durch die
Beibehaltung von Spezialisten für geschlechtsspezifische
Fragen in allen Institutionen des Systems der Vereinten Na-
tionen und durch die Gewährleistung dessen, dass das gesam-
te Personal, insbesondere im Feld, in Bezug auf eine be-
schleunigte systematische Berücksichtigung der Geschlech-
terperspektive geschult und angemessen weitergebildet wird
sowie entsprechende Instrumente, Anleitung und Unterstüt-
zung erhält, und bekräftigt, dass die Fähigkeiten des Systems
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Geschlechterfra-
gen gestärkt werden müssen;

21. ersucht den Generalsekretär, seine Anstrengungen
zu überprüfen und zu verstärken, um im gesamten System der
Vereinten Nationen Fortschritte in Richtung auf das Ziel der
Geschlechterparität auf allen Ebenen zu erreichen, unter vol-
ler Achtung des Grundsatzes der ausgewogenen geografi-
schen Verteilung im Einklang mit Artikel 101 Absatz 3 der
Charta der Vereinten Nationen und unter besonderer Berück-
sichtigung von Frauen aus Entwicklungsländern und am we-
nigsten entwickelten Ländern, aus Transformationsländern
und aus nicht vertretenen oder weitgehend unterrepräsentier-
ten Mitgliedstaaten, und sicherzustellen, dass die Manager
und die Hauptabteilungen in Bezug auf die Ziele der Ausge-
wogenheit zwischen Männern und Frauen Rechenschaft able-
gen, und legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, mehr Be-
werberinnen für Stellen im System der Vereinten Nationen,

insbesondere auf den herausgehobenen und führenden Rang-
ebenen, einschließlich bei Friedenssicherungseinsätzen, zu
ermitteln und regelmäßig vorzuschlagen;

22. fordert das System der Vereinten Nationen auf,
weitere Anstrengungen zur Erreichung des Ziels der ausge-
wogenen Vertretung von Männern und Frauen zu unterneh-
men, auch mit aktiver Unterstützung durch die Koordinie-
rungsstellen für Gleichstellungsfragen, und ersucht den Ge-
neralsekretär, der Kommission für die Rechtsstellung der
Frau auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung mündlich zu be-
richten und der Generalversammlung auf ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung der Frau“
Bericht zu erstatten und dabei auf Folgendes einzugehen: die
Verbesserung der Situation der Frauen im System der Verein-
ten Nationen und die im Hinblick auf die Erreichung einer
ausgewogenen Vertretung von Männern und Frauen erzielten
Fortschritte und die dabei aufgetretenen Hindernisse, Emp-
fehlungen zur Beschleunigung der Fortschritte und aktuelle
Statistiken, namentlich die Zahl, der prozentuale Anteil, die
Funktionen und die Staatsangehörigkeit der Frauen im ge-
samten System der Vereinten Nationen, sowie die Verant-
wortlichkeiten und Rechenschaftspflichten der Büros für Per-
sonalmanagement und des Sekretariats des Koordinierungs-
rats der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen im Hinblick auf die Förderung einer ausgewogenen
Vertretung von Männern und Frauen;

23. ermutigt die Regierungen und das System der Ver-
einten Nationen, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen,
um die Rechenschaftspflicht in Bezug auf die Erfüllung der
Verpflichtungen zur Gleichstellung der Geschlechter und zur
Ermächtigung der Frauen auf internationaler, regionaler und
nationaler Ebene zu erhöhen, insbesondere durch eine verbes-
serte Überwachung und Berichterstattung über Fortschritte
bei politischen Konzepten, Strategien, der Mittelaufteilung
und Programmen und bei der Herbeiführung einer ausgewo-
genen Vertretung von Frauen und Männern;

24. erklärt erneut, dass die Regierungen die Hauptver-
antwortung für die Gleichstellung der Geschlechter und die
Ermächtigung der Frauen tragen und dass der internationalen
Zusammenarbeit eine wesentliche Rolle dabei zufällt, Ent-
wicklungsländer auf dem Weg zur vollen Umsetzung der Er-
klärung und der Aktionsplattform von Beijing zu unterstüt-
zen;

25. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin jähr-
lich der Generalversammlung unter dem Punkt „Förderung
der Frau“ sowie der Kommission für die Rechtsstellung der
Frau und dem Wirtschafts- und Sozialrat über den Folgepro-
zess der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing und
der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung und die
bei ihrer Umsetzung erzielten Fortschritte Bericht zu erstatten
und dabei eine Bewertung der Fortschritte bei der durchgän-
gigen Integration der Geschlechterperspektive vorzunehmen,
die Informationen über wichtige Erfolge, gewonnene Er-
kenntnisse und bewährte Verfahrensweisen enthält, sowie
weitere Maßnahmen zur Stärkung der Umsetzung zu empfeh-
len.




